
 

8 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Verwaltungsvorschriften und Bekanntmachungen des Sächsischen Staatsministeri-
ums der Justiz und sonstiger Stellen, die den Geschäftsbereich der Justiz betreffen 
 
Oberlandesgericht Dresden - Anerkennung als Gütestelle i. S. v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO vom 12. November 2015 
........................................................................... S.  9 
 
Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz zur Änderung der Verwaltungsvorschrift über die Durch-
führungsbestimmungen zur Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie zur Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens vom 
3. Februar 2016 
Az.:  3715-III2-111526/92 ................................. S.  9 
 

 
2. Stellenausschreibungen ........... S. 15 

 
3. Rechtsanwälte ................................. S. 16 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Inhaltsverzeichnis 

Amtlicher Teil 

Sächsisches Justizministerialblatt 

Nr. 2/2016 29. Februar 2016 



29. Februar 2016 Nr. 2    Sächsisches Justizministerialblatt 
 

9 

 
1. Verwaltungsvorschriften und Bekanntmachungen des Sächsischen Staatsministeri-

ums der Justiz und sonstiger Stellen, die den Geschäftsbereich der Justiz betreffen 
 
 

Oberlandesgericht Dresden - Anerkennung als Gütestelle i. S. v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO 
 

Vom 12. November 2015 
 
 
Rechtsanwalt Daniel Schneider, Königstraße 5 a, 01097 Dresden, ist mit Wirkung zum 1. November 2015 durch den Präsiden-
ten des Oberlandesgerichts Dresden als Gütestelle i. S. v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO anerkannt worden.  

 
 
 

Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz zur Änderung 
der Verwaltungsvorschrift über die Durchführungsbestimmungen zur Prozess- und 

Verfahrenskostenhilfe sowie zur Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens 
 

Vom 3. Februar 2016 
 
 

I. 
 

Die Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Europa über die Durchführungsbestimmun-
gen zur Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie zur Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens vom 8. März 2010 
(SächsJMBl. S. 40), zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 10. Dezember 2013 (SächsABl. SDr. S. S 832), wird 
wie folgt geändert: 

 
1. In der Überschrift und in der Einleitung Satz 2 werden jeweils die Wörter "und für Europa" gestrichen. 
 
2. Nach der Einleitung wird folgender Wortlaut eingefügt: 
 
 "Vorbemerkung: 
 

Dieser Verwaltungsvorschrift liegen zwei Tabellen als Anlagen an. Den Tabellen können die voraussichtlich entstehen-
den Verfahrenskosten in den dort genannten Verfahren entnommen werden (Anlage 1 für Klageverfahren vor den or-
dentlichen Gerichten in I. und II. Instanz, Anlage 2 für familiengerichtliche Verfahren in I. Instanz). Die Kosten setzen 
sich aus den bei einem normalen Verfahrensablauf entstehenden Gerichtsgebühren (Gebühr für das Verfahren im All-
gemeinen) sowie den Gebühren für die Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten (Nummern 3100 und 3104 
oder die Nummern 3200 und 3202 VV-RVG) zuzüglich Auslagenpauschale und Umsatzsteuer zusammen. Voraus-
sichtlich entstehende weitere Kosten sind dem jeweiligen Kostenbetrag der Tabellen hinzuzurechnen. Für die Bewilli-
gung von Verfahrenskostenhilfe wird zusätzlich auf Abschnitt B verwiesen." 

 
3. Abschnitt A wird wie folgt geändert: 
 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nummer 1.1 wird wie folgt gefasst: 
 

"1.1 Einem Antrag auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe ist grundsätzlich das Formular 'Erklärung über die 
persönlichen Verhältnisse bei Prozess- und Verfahrenskostenhilfe' beizufügen (§ 117 Abs. 2 bis 4 ZPO 
in Verbindung  mit den Bestimmungen der Prozesskostenhilfeformularverordnung). Wird der Antrag zu 
Protokoll der Geschäftsstelle erklärt, soll die Partei durch Aushändigung des Hinweisblattes zum Formu-
lar auf die Bedeutung der Prozesskostenhilfe hingewiesen werden." 

 
bb) Nummer 1.3 wird aufgehoben. 

 
b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Nummer 2.1 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
"Die Formulare mit den Erklärungen über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse und die dazugehö-
rigen Belege sowie die bei der Durchführung der Prozesskostenhilfe entstehenden Vorgänge sind in allen Fäl-
len unabhängig von der Zahl der Rechtszüge für jeden Beteiligten in einem besonderen Beiheft zu vereinigen." 

 
bb) Nummer 2.5 wird wie folgt geändert: 
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aaa) In Nummer 2.5.2 wird die Angabe "(§ 124 Nr. 4 ZPO)" durch die Angabe "(§ 124 Abs. 1 Nr. 5 ZPO)"  
ersetzt. 

 
bbb) In Nummer 2.5.8 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

 
ccc) Die folgenden Nummern 2.5.9 und 2.5.10 werden angefügt: 

 
"2.5.9  wenn sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Partei entgegen § 120a Abs. 2 Satz 1 bis 3 

ZPO dem Gericht wesentliche Verbesserungen ihrer Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
oder Änderungen ihrer Anschrift unrichtig oder nicht unverzüglich mitgeteilt hat (§ 124 Abs. 1 Nr. 
4 ZPO), 

 
2.5.10 wenn eine rechtskräftige Entscheidung ergangen ist oder das Verfahren anderweitig beendet 

worden ist, um gemäß § 120a Abs. 3 ZPO zu prüfen, ob eine Änderung der Entscheidung über 
die zu leistenden Zahlungen mit Rücksicht auf das durch die Rechtsverfolgung oder 
-verteidigung Erlangte geboten ist oder zur eventuellen Bestimmung einer Frist zur Überprüfung 
der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Partei nach § 120a Abs. 1, 2 ZPO." 

 
c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Nummer 3.1 wird die Angabe "§ 27" durch die Angabe "§ 24" ersetzt. 

 
bb) Der Nummer 3.2 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

 
"Das Gleiche gilt gemäß § 31 Abs. 4 GKG, soweit der Schuldner aufgrund des § 29 Nr. 2 GKG (Übernahme-
schuldner) haftet, wenn 
a) er die Kosten in einem vor Gericht abgeschlossenen oder gegenüber dem Gericht angenommenen Vergleich 

übernommen hat und 
b) der Vergleich einschließlich der Verteilung der Kosten von dem Gericht vorgeschlagen worden ist und 
c) das Gericht in seinem Vergleichsvorschlag ausdrücklich festgestellt hat, dass die Kostenregelung der sonst 

zu erwartenden Kostenentscheidung entspricht. 
Ziffer I Nr. 1 in Verbindung mit § 8 der Anlage zur VwV KostVfg ist zu beachten." 

 
d) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Nummer 4.1 Absatz 1 wird das Wort "zahlenden" durch das Wort "zahlende" ersetzt. 

 
bb) Der Nummer 4.3 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

 
"Das Gleiche gilt gemäß § 31 Abs. 4 GKG, soweit der Schuldner aufgrund des § 29 Nr. 2 GKG (Übernahme-
schuldner) haftet, wenn 
a) er die Kosten in einem vor Gericht abgeschlossenen oder gegenüber dem Gericht angenommenen Vergleich 

übernommen hat und 
b) der Vergleich einschließlich der Verteilung der Kosten von dem Gericht vorgeschlagen worden ist und 
c) das Gericht in seinem Vergleichsvorschlag ausdrücklich festgestellt hat, dass die Kostenregelung der sonst 

zu erwartenden Kostenentscheidung entspricht. 
Ziffer I Nr. 1 in Verbindung mit § 8 der Anlage zur VwV KostVfg ist zu beachten." 

 
cc) In Nummer 4.5.1 Satz 3 wird die Angabe "§ 124 Nr. 4 ZPO" durch die Angabe "§ 124 Abs. 1 Nr. 5 ZPO" ersetzt. 

 
e) In Nummer 5.1 wird die Angabe "(§ 120 Abs. 4, § 124 Nrn. 2 und 3 ZPO)" durch die Angabe "(§ 120a, § 124 Abs. 1 

Nrn. 2 bis 5 ZPO)" ersetzt. 
 
f) Nummer 10 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 10.2.2 wird die Angabe "(§ 124 Nr. 4 ZPO)" durch die Angabe "(§ 124 Abs. 1 Nr. 5 ZPO)" ersetzt. 
 

bb) In Nummer 10.3 Satz 2 wird die Angabe "§ 124 Nr. 4 ZPO" durch die Angabe "§ 124 Abs. 1 Nr. 5 ZPO" ersetzt. 
 

g) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 
 

"11. Verfahren bei der Verwaltungs-, der Sozial- und der Finanzgerichtsbarkeit 
Bei den Gerichten der Verwaltungs-, der Sozial- und der Finanzgerichtsbarkeit tritt in den vorstehenden Bestim-
mungen an die Stelle des Rechtspflegers der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des jeweiligen Rechtszugs, so-
weit er nach § 166 Abs. 2, 3, 7 VwGO, § 73a Abs. 4, 5, 9 SGG oder § 142 Abs. 3, 4, 8 FGO zuständig ist, im Übri-
gen der Richter." 
 

4. Abschnitt B wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 1.1.2 werden die Wörter "Parteien, denen Prozesskostenhilfe" durch die Wörter "Beteiligte, denen Ver-
fahrenskostenhilfe" ersetzt. 

 
b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Nummer 2.1 wird die Angabe "§ 26 Abs. 2 FamGKG" durch die Angabe "§ 26 Abs. 2 FamGKG, § 33 Abs. 1 

GNotKG" ersetzt. 
 

bb) Nummer 2.2 wird wie folgt gefasst: 
 
"2.2 Abschnitt A Nummern 3.2 und 4.3 gelten mit der Maßgabe, dass auf § 24 Nrn. 1 und 2 und § 26 Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz, Abs. 4 FamGKG sowie § 27 Nrn. 1 und 2 und § 33 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz, 
Abs. 3 GNotKG verwiesen wird." 

 
cc) In Nummer 2.3 wird die Angabe "§ 24 FamGKG" durch die Angabe "§ 24 FamGKG und § 27 GNotKG" ersetzt. 

 
dd) In Nummer 2.4 wird die Angabe "§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 FamGKG" durch die Wörter "§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

FamGKG und § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GNotKG" ersetzt. 
 
5. Abschnitt C Nummer 1.2.6 wird wie folgt gefasst: 

 
"1.2.6 Nummer 5.1 mit der Maßgabe, dass der Klammerzusatz '(§ 120a Abs. 1 Satz 2 und 3 ZPO, § 4c Nrn. 1 bis 4 

InsO)' lautet." 
 

6. Die Anlagen 1 und 2 erhalten die aus dem Anhang zu dieser Verwaltungsvorschrift ersichtliche Fassung. 
 

 
II. 

 
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
 
Dresden, den 3. Februar 2016 
 
 
Der Staatsminister der Justiz 
Sebastian Gemkow 
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Anhang zu Ziffer I Nummer 6 

Anlage 1 

(zu Vorbemerkung Satz 2) 

Kostenvoranschlag zur Bewilligung von Prozesskostenhilfe (§ 115 ZPO) 

          

Klageverfahren vor den ordentlichen Gerichten 

I. Instanz II. Instanz 

  nach Mahnverfahren ohne Mahnverfahren   

1 2 3 4 5 6 

Streitwert bis nur GKG GKG + RVG nur GKG GKG + RVG GKG + RVG 

Euro Euro Euro Euro Euro Euro 

500 73 231 105 263 314

1.000 127 389 159 421 503

1.500 178 544 213 579 691

2.000 223 693 267 738 880

3.000 270 892 324 946 1.126

4.000 318 1.091 381 1.155 1.372

5.000 365 1.291 438 1.364 1.618

6.000 413 1.490 495 1.572 1.864

7.000 460 1.689 552 1.781 2.110

8.000 508 1.888 609 1.990 2.356

9.000 555 2.088 666 2.199 2.602

10.000 603 2.287 723 2.407 2.848

13.000 668 2.489 801 2.622 3.105

16.000 733 2.691 879 2.837 3.362

19.000 798 2.892 957 3.052 3.619

22.000 863 3.094 1.035 3.267 3.877

25.000 928 3.296 1.113 3.482 4.134

30.000 1.015 3.607 1.218 3.810 4.524

35.000 1.103 3.917 1.323 4.138 4.914

40.000 1.190 4.228 1.428 4.466 5.304

45.000 1.278 4.539 1.533 4.794 5.694

50.000 1.365 4.849 1.638 5.122 6.083

65.000 1.665 5.402 1.998 5.735 6.847

80.000 1.965 5.955 2.358 6.348 7.610

95.000 2.265 6.508 2.718 6.961 8.373

110.000 2.565 7.061 3.078 7.574 9.136

125.000 2.865 7.614 3.438 8.187 9.900

140.000 3.165 8.166 3.798 8.799 10.663

155.000 3.465 8.719 4.158 9.412 11.426

170.000 3.765 9.272 4.518 10.025 12.189

185.000 4.065 9.825 4.878 10.638 12.952

200.000 4.365 10.378 5.238 11.251 13.716

230.000 4.813 11.182 5.775 12.145 14.831

260.000 5.260 11.987 6.312 13.039 15.947

290.000 5.708 12.791 6.849 13.933 17.063

320.000 6.155 13.596 7.386 14.827 18.179

350.000 6.603 14.400 7.923 15.721 19.295

380.000 7.050 15.205 8.460 16.615 20.411

410.000 7.498 16.009 8.997 17.509 21.526

440.000 7.945 16.814 9.534 18.403 22.642

470.000 8.393 17.618 10.071 19.297 23.758

500.000 8.840 18.423 10.608 20.191 24.874
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Anlage 2      

(zu Vorbemerkung Satz 2)      

Kostenvoranschlag zur Bewilligung von Verfahrens- bzw. Prozesskostenhilfe in  

familiengerichtlichen Verfahren I. Instanz (§§ 76 FamFG, 115 ZPO)   Seite 1 

       

 Hauptsacheverfahren Verfahren einstw. Rechtsschutz 

 

Scheidungs-
sachen einschl. 
Folgesachen 

Selbständige 
Familien-
streitsachen 

Kindschafts-
sachen 

Übrige Sachen Kindschafts-
sachen 

Übrige Sachen 
und Familien-
streitsachen 

 

1 2 3 4 5 6 7 

Verfahrens-
wert bis 

nur FamGKG nur FamGKG nur FamGKG nur FamGKG nur FamGKG nur FamGKG 

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro 

500 70 105 18 70 15 53

1.000 106 159 27 106 16 80

1.500 142 213 36 142 21 107

2.000 178 267 45 178 27 134

3.000 216 324 54 216 32 162

4.000 254 381 64 254 38 191

5.000 292 438 73 292 44 219

6.000 330 495 83 330 50 248

7.000 368 552 92 368 55 276

8.000 406 609 102 406 61 305

9.000 444 666 111 444 67 333

10.000 482 723 121 482 72 362

13.000 534 801 134 534 80 401

16.000 586 879 147 586 88 440

19.000 638 957 160 638 96 479

22.000 690 1.035 173 690 104 518

25.000 742 1.113 186 742 111 557

30.000 812 1.218 203 812 122 609

35.000 882 1.323 221 882 132 662

40.000 952 1.428 238 952 143 714

45.000 1.022 1.533 256 1.022 153 767

50.000 1.092 1.638 273 1.092 164 819

65.000 1.332 1.998 333 1.332 200 999

80.000 1.572 2.358 393 1.572 236 1.179

95.000 1.812 2.718 453 1.812 272 1.359

110.000 2.052 3.078 513 2.052 308 1.539

125.000 2.292 3.438 573 2.292 344 1.719

140.000 2.532 3.798 633 2.532 380 1.899

155.000 2.772 4.158 693 2.772 416 2.079

170.000 3.012 4.518 753 3.012 452 2.259

185.000 3.252 4.878 813 3.252 488 2.439

200.000 3.492 5.238 873 3.492 524 2.619

230.000 3.850 5.775 963 3.850 578 2.888

260.000 4.208 6.312 1.052 4.208 631 3.156

290.000 4.566 6.849 1.142 4.566 685 3.425

320.000 4.924 7.386 1.231 4.924 739 3.693

350.000 5.282 7.923 1.321 5.282 792 3.962

380.000 5.640 8.460 1.410 5.640 846 4.230

410.000 5.998 8.997 1.500 5.998 900 4.499

440.000 6.356 9.534 1.589 6.356 953 4.767

470.000 6.714 10.071 1.679 6.714 1.007 5.036

500.000 7.072 10.608 1.768 7.072 1.061 5.304
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      Seite 2 

      

 Hauptsacheverfahren Verfahren einstw. Rechtsschutz 
 Scheidungssa-

chen einschl. 
Folgesachen 

Selbständige  
Familienstreit- 
sachen 

Kindschafts- 
sachen 

Übrige Sachen Kindschafts- 
sachen 

Übrige Sachen  
und Familien- 
streitsachen 

  

1 2 3 4 5 6 7 

Verfahrens-
wert bis 

FamGKG + RVG FamGKG + RVG FamGKG + RVG FamGKG + RVG FamGKG + RVG FamGKG + RVG

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro 

500 228 263 176 228 173 211 

1.000 368 421 289 368 278 342 

1.500 508 579 402 508 388 473 

2.000 649 738 515 649 497 604 

3.000 838 946 676 838 655 784 

4.000 1.028 1.155 837 1.028 812 964 

5.000 1.218 1.364 999 1.218 970 1.145 

6.000 1.407 1.572 1.160 1.407 1.127 1.325 

7.000 1.597 1.781 1.321 1.597 1.284 1.505 

8.000 1.787 1.990 1.482 1.787 1.442 1.685 

9.000 1.977 2.199 1.644 1.977 1.599 1.866 

10.000 2.166 2.407 1.805 2.166 1.757 2.046 

13.000 2.355 2.622 1.955 2.355 1.901 2.222 

16.000 2.544 2.837 2.105 2.544 2.046 2.398 

19.000 2.733 3.052 2.254 2.733 2.191 2.573 

22.000 2.922 3.267 2.404 2.922 2.335 2.749 

25.000 3.111 3.482 2.554 3.111 2.480 2.925 

30.000 3.404 3.810 2.795 3.404 2.714 3.201 

35.000 3.697 4.138 3.035 3.697 2.947 3.476 

40.000 3.990 4.466 3.276 3.990 3.181 3.752 

45.000 4.283 4.794 3.517 4.283 3.414 4.028 

50.000 4.576 5.122 3.757 4.576 3.648 4.303 

65.000 5.069 5.735 4.070 5.069 3.937 4.736 

80.000 5.562 6.348 4.383 5.562 4.226 5.169 

95.000 6.055 6.961 4.696 6.055 4.515 5.602 

110.000 6.548 7.574 5.009 6.548 4.804 6.035 

125.000 7.041 8.187 5.322 7.041 5.092 6.468 

140.000 7.533 8.799 5.634 7.533 5.381 6.900 

155.000 8.026 9.412 5.947 8.026 5.670 7.333 

170.000 8.519 10.025 6.260 8.519 5.959 7.766 

185.000 9.012 10.638 6.573 9.012 6.248 8.199 

200.000 9.505 11.251 6.886 9.505 6.537 8.632 

230.000 10.220 12.145 7.332 10.220 6.947 9.257 

260.000 10.935 13.039 7.779 10.935 7.358 9.883 

290.000 11.650 13.933 8.225 11.650 7.769 10.508 

320.000 12.365 14.827 8.672 12.365 8.180 11.134 

350.000 13.080 15.721 9.118 13.080 8.590 11.759 

380.000 13.795 16.615 9.565 13.795 9.001 12.385 

410.000 14.510 17.509 10.011 14.510 9.412 13.010 

440.000 15.225 18.403 10.458 15.225 9.822 13.636 

470.000 15.940 19.297 10.904 15.940 10.233 14.261 

500.000 16.655 20.191 11.351 16.655 10.644 14.887 
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2. Stellenausschreibungen 
 
 

Das Sächsische Staatsministerium der Justiz sieht Bewerbungen entgegen, um die Stelle 
 
 

einer Leitenden Oberstaatsanwältin/eines Leitenden Oberstaatsanwalts (R 4) 
bei der Staatsanwaltschaft Görlitz 

 
 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen. 
 
Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beschäftigte des Geschäftsbereiches des Sächsischen Staatsministeriums 
der Justiz, die sich bereits in einem Richter- oder Beamtenverhältnis auf Lebenszeit befinden. 
 
Bewerberinnen/Bewerber werden gebeten, bereits in der Bewerbung ihre Zustimmung zur Einsichtnahme in ihre Personalak-
ten durch die am Auswahlverfahren beteiligten Stellen zu erklären.  
 
Bei gleicher Qualifikation werden Bewerbungen Schwerbehinderter bevorzugt berücksichtigt.  
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz hat sich die Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt. Frauen werden daher 
ausdrücklich aufgefordert, sich zu bewerben.  
 
Bewerbungen sind binnen drei Wochen ab Erscheinen des Justizministerialblattes auf dem Dienstweg zu richten an das 
 

Sächsische Staatsministerium der Justiz 
Abteilung I 

Hospitalstraße 7 
01097 Dresden. 

 
 
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz sieht Bewerbungen entgegen, um eine Stelle 
 
 

einer Richterin am Sozialgericht als weitere aufsichtsführende Richterin/ 
eines Richters am Sozialgericht als weiterer aufsichtsführender Richter (R 2) 

beim Sozialgericht Dresden 
 
 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen. 
 
Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beschäftigte des Geschäftsbereiches des Sächsischen Staatsministeriums 
der Justiz, die sich bereits in einem Richter- oder Beamtenverhältnis auf Lebenszeit befinden. 
 
Bewerberinnen/Bewerber werden gebeten, bereits in der Bewerbung ihre Zustimmung zur Einsichtnahme in ihre Personalak-
ten durch die am Auswahlverfahren beteiligten Stellen zu erklären.  
 
Bei gleicher Qualifikation werden Bewerbungen Schwerbehinderter bevorzugt berücksichtigt.  
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz hat sich die Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt. Frauen werden daher 
ausdrücklich aufgefordert, sich zu bewerben.  
 
Bewerbungen sind binnen drei Wochen ab Erscheinen des Justizministerialblattes auf dem Dienstweg zu richten an das 
 

Sächsische Staatsministerium der Justiz 
Abteilung I 

Hospitalstraße 7 
01097 Dresden. 

 
 
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz sieht Bewerbungen entgegen, um eine Stelle 
 
 

einer Richterin/eines Richters am Landessozialgericht (R 2) 
beim Sächsischen Landessozialgericht 

 
 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen. 
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Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beschäftigte des Geschäftsbereiches des Sächsischen Staatsministeriums 
der Justiz, die sich bereits in einem Richter- oder Beamtenverhältnis auf Lebenszeit befinden. 
 
Bewerberinnen/Bewerber werden gebeten, bereits in der Bewerbung ihre Zustimmung zur Einsichtnahme in ihre Personalak-
ten durch die am Auswahlverfahren beteiligten Stellen zu erklären.  
 
Bei gleicher Qualifikation werden Bewerbungen Schwerbehinderter bevorzugt berücksichtigt.  
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz hat sich die Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt. Frauen werden daher 
ausdrücklich aufgefordert, sich zu bewerben.  
 
Bewerbungen sind binnen drei Wochen ab Erscheinen des Justizministerialblattes auf dem Dienstweg zu richten an das 
 

Sächsische Staatsministerium der Justiz 
Abteilung I 

Hospitalstraße 7 
01097 Dresden. 

 
 
 
Das Sächsische Staatsministerium der Justiz sieht Bewerbungen entgegen, um  
 
 

sieben Stellen 
einer Staatsanwältin/eines Staatsanwalts (R 1) 

bei der Staatsanwaltschaft Dresden 
 
 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen. 
 
Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beschäftigte des Geschäftsbereiches des Sächsischen Staatsministeriums 
der Justiz, die sich bereits in einem Richter- oder Beamtenverhältnis auf Lebenszeit befinden. 
 
Bewerbungen sind binnen drei Wochen ab Erscheinen des Justizministerialblattes auf dem Dienstweg zu richten an das 
 
 

Sächsische Staatsministerium der Justiz 
Abteilung I 

Hospitalstraße 7 
01097 Dresden. 

 
 

3. Rechtsanwälte 
 
 
Neuzulassungen 
 
B u c h w a l d, Paul, in Leipzig 
E r l e r, Markus, in Leipzig 
H e i n z e, Nadja, in Glauchau 
K i t z, Svetlana, in Leipzig 
K r a u s e, Maria, in Dresden 
L e d e r e r, Nannette, in Leipzig 
L i c h t e n b e r g, Maria, in Leipzig 
L i n d n e r, Susann, in Leipzig 
N a u m a n n, Daniel, in Leipzig 
P r e u s c h e, Melanie, in Bautzen 
R e i n l e i n, Elisa, in Dresden 
R e u t e r, Christian, in Leipzig 
S a l z m a n n, Daniela, in Leipzig 
S t ö h r, Nadine, in Plauen 
W e s t r e i c h e r, Eduard, in Singapore 
 
In Sachsen aufgenommene Mitglieder 
 
Dr.  W o g e r, Hans-Christian, in Leipzig 
 
In andere Rechtsanwaltskammern aufgenommene Mitglieder (§ 27 Abs. 3 BRAO) 
 
J o s t, Joachim, in Nürnberg 
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Widerruf wegen Verzicht (§ 14 Abs. 2 Nr. 4 BRAO) 
 
L a n g e, Yvonne 
S c h ö n i t z, Gloria, in Dresden 
Dr.  S t e g m a n n, Andreas, in Radebeul 
Z s c h ö r n i g - K e m p e, Alexandra, in Dresden 
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